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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Landes- und Weltausstellungen

Insgesamt war der Schweizer Pavillon mit dem vom Architekten Vincent Mangeat
konzipierten Papierturm aus Recycling-Karton beim Publikum auf grosses Interesse
gestossen. Auch das Rahmenprogramm, zu dem täglich vier Vorführungen im Theater
gehörten, war ein Erfolg; nach Darstellung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stiess
einzig die Literaturtagung auf wenig Gegenliebe. Die Besucherzahlen stiegen von zu
Anfang 7000 Personen auf über 25 000 pro Tag; im Vergleich dazu erzielte der
meistbesuchte spanische Pavillon einen Gesamttagesdurchschnitt von über 30 000
Besuchern. Die MUBA als Generalunternehmerin überzog allerdings den Kredit von
insgesamt 27 Mio Fr. um 4,8 Mio, da die Bauteuerung höher als erwartet ausfiel und die
Logiskosten für Personal und Künstler stark unterschätzt worden waren. Der Ständerat
bewilligte mit 27 zu 3 Stimmen vorerst nur einen reduzierten Nachtragskredit von 3,428
Mio Fr. Nachdem der Nationalrat hingegen mit 73 zu 51 Stimmen den gesamten
Nachtragskredit für die Weltausstellung gewährte, schwenkte der Ständerat auf den
Beschluss des Nationalrats ein. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Auf Anfrage von Nationalrat Züger (sp, SZ), an wievielen der vier bis zum Jahr 2000
geplanten Weltausstellungen die Schweiz teilnehmen werde, antwortete
Bundespräsident Felber, die Teilnahme der Schweiz sei vorerst nur für die Spezial-
Weltausstellung in Taejon (Südkorea) vorgesehen, welche von August bis November 1993
stattfinden wird. Im übrigen handle es sich nur bei der geplanten Weltausstellung von
Hannover im Jahre 2000 um eine grössenmässig mit der Expo Sevilla vergleichbare
Ausstellung, alle andern seien sogenannte Spezial-Ausstellungen und mit weniger
finanziellem Aufwand verbunden. Der Bundesrat hat für die Expo in Taejon einen
Verpflichtungskredit von 3,6 Mio Fr. beantragt. Neben den wirtschaftlichen und
touristischen Interessen, welche für eine Teilnahme an dieser Ausstellung sprechen,
betonte der Bundesrat in seiner Botschaft auch die politische Öffnung Südkoreas und
die Entspannungsbestrebungen mit Nordkorea, welche eine Unterstützung
schweizerischerseits verdienten. Nachdem die Schweiz im übrigen 1990 an der Spezial-
Weltausstellung in Osaka (Japan) teilgenommen hatte, wollte der Bundesrat vermeiden,
durch einen Verzicht zum Vorwurf einer Benachteiligung Südkoreas gegenüber Japan
Anlass zu bieten. Das Konzept für den schweizerischen Beitrag zur Spezial-
Weltausstellung Taejon, deren Thema "Die Herausforderung neuer
Entwicklungsmöglichkeiten" lautet, ist, im Gegensatz zu jenem der Expo 92 in Sevilla,
auf traditionelle Art und Weise gestaltet worden. Praktisch diskussionslos hiess das
Parlament den bundesrätlichen Entwurf gut. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach längerem Zögern und einer letzten Anhörung der Bewerber aus dem Tessin, Genf
und Neuenburg Mitte Januar entschied sich der Bundesrat Ende des Monats für das
unter dem Titel "Die Zeit, oder die Schweiz in Bewegung" stehende Neuenburger
Projekt, an dem auch die Kantone Bern, Freiburg, Jura und Waadt sowie die Städte Biel,
Neuenburg, Yverdon und Murten beteiligt sind. Bundesrat Delamuraz begründete die
Wahl mit der zentralen geographischen Lage, dem plurikulturellen Charakter und der
Fähigkeit der Ausstellung, zur Identifikation nach innen wie auch zur Repräsentation
nach aussen beizutragen. Die Entscheidung der Landesregierung war nicht
unumstritten. Zutiefst enttäuscht äusserten sich die Regierungen des Tessin sowie von
Graubünden und Sankt Gallen, deren Kantone ebenfalls in das Tessiner Projekt mit
einbezogen waren, und - etwas moderater - der Genfer Staatsrat. Die Kritik an der
Entscheidung der Landesregierung zielte insbesondere auf die Tatsache, dass sich der
Bundesrat damit für eine Veranstaltung der Tradition und der Introspektive und damit
gegen die Originalität und Öffnung der beiden anderen Projekte entschieden habe. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.01.1995
DIRK STROHMANN

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Einen schwereren Stand hatte die Vorlage im Nationalrat. Dort standen ihr zwei
Rückweisungsanträge seitens der Fraktion der Grünen und von Schlüer (svp, ZH)
entgegen, die beide die mangelnde Konzeptführung beinhalteten. Schlüer liess sich vom
Plenum, vor dem Berichterstatter in allen vier Landessprachen auftraten, überzeugen,
seinen Antrag zurückzuziehen; derjenige der Grünen wurde mit grosser Mehrheit
verworfen. In der Debatte wurden nicht weniger als sieben Änderungsanträge gestellt.
Davon betrafen allein fünf den Bereich des Umweltschutzes. Trotz teilweise hoher
Zustimmung drang nur ein Begehren durch. Darin wird auf den vom Nationalrat
eingeforderten Ergänzungsbericht vom 5. November 1996 Bezug genommen und die
dort umschriebenen Anforderungen hinsichtlich des Umweltschutzes in den
Bundesbeschluss aufgenommen. Der von der Nationalratskommission neu eingeführte
Passus hinsichtlich einer umweltverträglichen Planung und Durchführung der
Landesausstellung wurde vom Plenum ebenfalls gutgeheissen. Der Ständerat übernahm
diese Änderungen in seiner Sitzung vom 10. Dezember. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.1996
DIRK STROHMANN

Der Bundesrat beantragte dem Parlament einen Verpflichtungskredit von 18 Mio Fr., um
die Teilnahme der Schweiz an der Weltausstellung in Hannover (D) im Jahr 2000 zu
ermöglichen. Im Rahmen des breit gefächerten Ausstellungsthemas „Mensch – Natur –
Technik“ will sich der vom Bündner Architekten Peter Zumthor entworfene
schweizerische Pavillon vorab auf den Bereich Natur konzentrieren. Für die Regierung
wäre es unverzeihlich, wenn die Schweiz auf diese Gelegenheit verzichten würde, sich
einer breiten europäischen Öffentlichkeit (es werden rund 40 Mio Besucher erwartet)
in Erinnerung zu rufen. Im Rahmen der allgemeinen Ausstellungsfläche wird für das
Bundesamt für Verkehr zudem die Möglichkeit bestehen, das Konzept der
schweizerischen Verkehrspolitik darzustellen. Der Antrag warf in der kleinen Kammer
keine hohen Wellen; er wurde ohne Gegenstimme verabschiedet. Im Nationalrat
bekämpfte eine aus Abgeordneten der FDP, der Liberalen, der FP und der CVP
gebildete Kommissionsminderheit die Vorlage mit einem Nichteintretensantrag. Ihr
Protest richtete sich nicht gegen die Beteiligung der Schweiz an sich und auch nicht
gegen den Entwurf des Architekten, sondern gegen das Vorgehen der federführenden
Kommission für die Präsenz der Schweiz im Ausland (Koko). Diese unterlasse es nach
Ansicht der Kritiker regelmässig, die parlamentarischen Kommissionen frühzeitig über
ihre Pläne und Konzepte zu orientieren und schaffe damit Sachzwänge, welche dem
Parlament nur bedingungslose Zustimmung zu ihren Ideen oder aber den Verzicht auf
eine Beteiligung an diesen Weltausstellungen erlaube. Mit Ausnahme der FP sprachen
sich trotzdem alle Fraktionen für Eintreten aus, welches mit 105:15 Stimmen
beschlossen wurde. Bei sechs Gegenstimmen und neun Enthaltungen wurde der
Bundesbeschluss verabschiedet. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.1998
HANS HIRTER

Am 4. Oktober unterbreitete die Regierung dem Parlament einen Zusatzkredit für die
Landesausstellung im Umfang von 250 Mio Fr. Da die ursprünglich vorgesehene
Durchführung im Jahre 2001 nach Ansicht des Bundesrates kaum möglich sein wird,
ordnete er eine Verschiebung der Ausstellung um ein Jahr an. Er gab sich überzeugt,
dass bezüglich Form und Inhalte eine attraktive Landesausstellung im Entstehen ist,
konstatierte jedoch in Bezug auf Finanzen, Termine und vor allem auch Führung eine
äusserst kritische Situation. In Anbetracht dessen, dass der Bundesrat selbst zu den
Initiatoren dieser Landesausstellung gehört hatte und dass ein Abbruch ebenfalls
Kosten von einigen Hundert Mio Fr. verursachen würde, sprach er sich für eine
Durchführung des Vorhabens aus. Mit den zusätzlichen Bundesmitteln (1996 sprach das
Parlament bereits einen Verpflichtungskredit von 130 Mio Fr.) möchte der Bundesrat
insbesondere auch gegenüber der Wirtschaft ein Zeichen setzen, welches sie zu noch
vermehrtem eigenem Engagement animiert. Von den 250 Mio Fr. sollen 50 Mio Fr. zur
Finanzierung der bundeseigenen Ausstellungsprojekte verwendet werden. Weitere 150
Mio Fr. stellen ein Darlehen an den Verein Expo 2001 dar, mit welchem dessen
Zahlungsbereitschaft gesichert und finanzielle Risiken abgedeckt werden können;
davon dienen 20 Mio Fr. zur Schliessung akuter Liquiditätslücken. Die restlichen 50 Mio
Fr. sind einerseits Beiträge zur Finanzierung besonderer Projekte im Rahmen der
künstlerischen Gesamtkonzeption (z.B. Installationen, Videoprojektionen) und
andererseits Vorhaben, die unter Beteiligung von Kleinbetrieben gestaltet werden
(sogenanntes KMU-Programm). Abgesehen vom Überbrückungskredit von 20 Mio Fr.
sollen die Darlehen aber erst gewährt werden, wenn ein verbindliches Engagement der
Wirtschaft im Umfang von mindestens 380 Mio Fr. vorliegt, und zudem die Expo-
Leitung klar gemacht hat, wie sie die auch dann noch bestehende Budgetlücke von 290
Mio Fr. mit Redimensionierungen sowie verbindlich zugesicherten Kantons- und

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER
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Gemeindebeiträgen sowie Sponsorengeldern schliessen will. 6

Im Nationalrat, welcher die Vorlage als Erstrat in der Wintersession behandelte,
informierte zuerst die Sprecherin der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur,
Jacqueline Fehr (sp, ZH), über den Stand der Planung: Am 20. Oktober hatte das neue
„Comité directeur“ unter dem Vorsitz von Nationalrat Steinegger (fdp, UR) seine Arbeit
aufgenommen. Es hatte der Expo-Direktion den Auftrag erteilt, das Budget für eine
Expo im Jahre 2002 in der Dreiseenregion in einem Umfang von 1 Mia Fr. auszuarbeiten.
Die Ausstellungsleitung machte sich in der Folge daran, im Rahmen dieser Vorgabe zwei
Konzepte abzuklären: einerseits wie vorgesehen die vier „Arteplages“ in Biel, Murten
(FR), Neuenburg und Yverdon (VD) und andererseits Varianten für eine mehr
zentralisierte Ausstellung. Im Ratsplenum lagen drei Rückweisungs- und ein
Nichteintretensantrag vor. Die Grüne Teuscher (BE) begründete ihren
Nichteintretensantrag damit, dass es angesichts der staatlichen Sparpolitik nicht
angehe, weitere 250 Mio Fr. für eine Expo auszugeben, die im Gegensatz zum
ursprünglichen Konzept nur noch eine überdimensionierte Leistungsschau der
schweizerischen Wirtschaft sein werde. Ein von der SVP-Fraktion unterstützter
Rückweisungsantrag verlangte nach einer Vorlage, welche die beiden Alternativen
Abbruch oder Verschiebung auf das Jahr 2005 enthält. Zwei weitere
Rückweisungsanträge verlangten eine Halbierung der Kosten (Hess, sd, BE) resp. eine
Dezentralisierung auf alle vier Sprachregionen der Schweiz (Maspoli , lega, TI). Die
Fraktionen der drei übrigen Bundesratsparteien und der LP äusserten ebenfalls heftige
Kritik am alten Expo-Management; da jedoch die neuen Verantwortlichen zu Hoffnung
auf ein Gelingen Anlass geben würden, unterstützten sie den Nachtragskredit. Die
Rückweisungs- und Nichteintretensanträge vermochten nicht mehr als maximal 36
Stimmen auf sich zu vereinigen und unterlagen damit deutlich. Auf Antrag der
Kommission wurde vom Nationalrat noch eine Bestimmung aufgenommen, welche die
Expo-Leitung verpflichtet, der Eidgenössischen Finanzkontrolle und der
Finanzdelegation der eidgenössischen Räte vierteljährlich Bericht über die
Gesamtentwicklung und die Finanzlage zu erstatten, wobei diese beiden Gremien
uneingeschränkt Einsicht in die erforderlichen Dokumente erhalten. In der
Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage gegen den Widerstand von
Mehrheiten der SVP und der GP mit 133:39 Stimmen an. Der Ständerat hiess den
Nachtragskredit bei drei Gegenstimmen gut. Kritisch äusserte sich vor allem Brändli
(svp, GR), der betonte, dass der Bund unter Umständen zusätzlich auch noch das im
Hayek-Bericht erwähnte Restrisiko von mindestens 170 Mio Fr. werde zu tragen haben. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.1999
HANS HIRTER

Als das Parlament der Expo.2002 im Vorjahr einen Zusatzkredit im Umfang von 250 Mio
Fr. gewährt hatte, war von diversen Rednern darauf aufmerksam gemacht worden, dass
damit nicht alle finanziellen Risiken der Landesausstellung abgedeckt seien. Im Januar
des Berichtsjahres legte das Expo-Steuerungskomitee eine Expertenstudie vor. Diese
konstatierte, dass mit den vorgenommenen Einsparungen das Budget von 1,8 Mia Fr. auf
1,4 Mia reduziert und damit die Vorgaben des Bundesrates weitgehend erfüllt werden
konnten. Mit diesen 1,4 Mia Fr. sei zwar die Gestaltung einer attraktiven
Landesausstellung gerade noch möglich, finanzielle Sicherheiten seien darin aber keine
enthalten. Der Bundesrat liess sich von dieser finanziellen Auslegeordnung überzeugen.
Er gab den im Vorjahr vom Parlament bewilligten Zusatzkredit frei und entsprach zudem
dem Gesuch des Komitees um die Gewährung einer Defizitgarantie. Mit einem
Bundesbeschluss beantragte er dem Parlament, der Expo eine Defizitgarantie im
Umfang von 338 Mio Fr. zuzusichern. Dabei hoffte die Landesregierung, dass sich auch
die Standortkantone und -gemeinden an dieser Garantie beteiligen und damit die
nötigenfalls vom Bund zu übernehmende Summe reduzieren würden. Die kantonalen
Finanzminister konnten sich nicht auf die konkrete Zusage eines Beitrags an die
Defizitdeckung einigen. Immerhin liessen sie erkennen, dass sie sich nötigenfalls
subsidiär beteiligen würden.

Im Ständerat wurde der Kredit ausführlich und zum Teil sehr kritisch diskutiert, aber
schliesslich mit 35:2 Stimmen angenommen. Im Nationalrat war dieses erneute
Engagement des Bundes noch umstrittener. Sowohl die Fraktion der Grünen als auch
der SVP-Vertreter Föhn (SZ), unterstützt von der Mehrheit seiner Fraktion, stellten
einen Nichteintretensantrag. Beide Anträge wurden mit dem mangelhaften
Finanzmanagement der Expo-Verantwortlichen begründet und sowohl die GP als auch
die SVP bezeichneten das Projekt als ein „Fass ohne Boden“. Die Fraktionen der übrigen
Bundesratsparteien waren „zähneknirschend“ (CVP) oder zumindest ohne Begeisterung

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.06.2000
HANS HIRTER
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für Eintreten, was nach einer ausgedehnten Diskussion dann auch mit 114:33 Stimmen
beschlossen wurde. In der Detailberatung wurde ein Antrag Föhn, den
Verpflichtungskredit auf 180 Mio Fr. zu reduzieren, ebenso abgelehnt wie die von der SP
vorgebrachte Idee, 30 Mio Fr. des Kredits für die Finanzierung einzelner
Ausstellungsprojekte abzuzweigen. In der Gesamtabstimmung hiessen der Ständerat die
Defizitgarantie von 338 Mio Fr. mit zwei und der Nationalrat mit 34 Gegenstimmen
gut. 8

In der Sommersession musste das Parlament zum früher beschlossenen Kredit von 18
Mio Fr. für die Darstellung der Schweiz an der Weltausstellung 2000 in Hannover (D)
noch einen Nachtragskredit von 9,4 Mio Fr. bewilligen. Mit einem vom Nationalrat
überwiesenen Postulat Baumann (svp, TG; Po. 00.3377) wurde der Bundesrat
aufgefordert, einen Bericht über die Ursachen und die Verantwortlichkeiten für diese
massive Budgetüberschreitung vorzulegen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2000
HANS HIRTER

Wie bereits Ende 2001 angekündigt, musste der Bundesrat dem Parlament einen
weiteren Nachtragskredit (insgesamt den vierten) zugunsten der Expo beantragen.
Ohne die zusätzlichen 120 Mio Fr. Bundeshilfe hätte der unter Liquiditätsproblemen
leidenden Ausstellung ein Abbruch kurz vor der Eröffnung gedroht. Zudem schlug die
Regierung vor, eine bereits früher gewährte Defizitgarantie von 58 Mio Fr. in ein
Darlehen umzuwandeln. Damit erhöhten sich die Aufwendungen des Bundes für die
Expo (ohne die Kosten für die Beiträge der Departemente an die eigenen
Ausstellungsprojekte und für die Dienstleistungen der Armee) auf knapp 850 Mio Fr.
Wie bereits bei früheren Nachtragskrediten lehnten die Grünen und die SVP diese
zusätzlichen Finanzspritzen ab und beantragten Nichteintreten; zu ihnen gesellte sich
nun auch noch eine knappe Mehrheit der CVP-Fraktion. Der Nichteintretensantrag
wurde dank der geschlossenen Haltung der SP und der FDP mit 122:69 Stimmen
abgelehnt. Nachdem es auch im Ständerat nicht an kritischen Worten zum
Finanzmanagement der Expo-Verantwortlichen gefehlt hatte, stimmte die kleine
Kammer dem Zusatzkredit mit 31:2 Stimmen ebenfalls zu. Anschliessend überwies sie in
Postulatsform eine im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene Motion Baumann (svp,
TG), welche vom Bundesrat eine vollständige Transparenz über die Kosten und
Einnahmen der Expo verlangt. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2002
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament einen Verpflichtungskredit von 15 Mio Fr. für
die Teilnahme der Schweiz an der Weltausstellung „Expo 2005 Aichi“ in Japan. Diese
Ausstellung wird unter dem Motto „Die Weisheit der Natur“ stehen. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.10.2002
HANS HIRTER

Die finanziellen Probleme der Expo waren aber mit dem Ausstellungsende noch nicht
abgeschlossen. Da die Einnahmen geringer als erwartet ausgefallen waren, beantragte
der Bundesrat einen weiteren Verpflichtungskredit von 90 Mio Fr., wovon 80 Mio in das
Bundesbudget für 2003 aufgenommen wurden. Anlässlich der Budgetberatung in der
Dezembersession gab das Parlament gegen den Widerstand der Grünen und einer
Minderheit der SVP auch dazu seine Zustimmung. Die provisorische
Schlussabrechnung der Expo.02 enthielt keine neuen negativen Überraschungen. Sie
wies ein Defizit von 563 Mio Fr. (bei einem Gesamtbudget von 1,6 Mia Fr.) aus, welches
mit diesem und den früher gesprochenen Zusatzkrediten sowie der ebenfalls schon
vorher bewilligten Defizitgarantie des Bundes gedeckt ist. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.11.2002
HANS HIRTER

Das Parlament hiess bei nur wenigen Gegenstimmen den vom Bundesrat im Vorjahr
beantragten Verpflichtungskredit von 15 Mio Fr. für die Teilnahme der Schweiz an der
Weltausstellung „Expo 2005 Aichi“ in Japan gut. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2003
HANS HIRTER
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Als Zweitrat hiess auch der Nationalrat die Beteiligung der Schweiz an der
Weltausstellung von 2010 in Schanghai (China) gut und bewilligte den Kredit von 20 Mio
Fr. Ein Antrag Rennwald (sp, JU), der die Beteiligung der Schweiz von einer formellen
Verpflichtung Chinas zu einer menschen- und sozialrechtskonformen Politik abhängig
machen wollte, scheiterte deutlich. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.03.2008
HANS HIRTER

Le Conseil national accepte de délivrer une demande de crédit d'engagement d'un
montant de CHF 12.75 millions pour participer à l'exposition universelle de catégorie
A organisée à Dubaï en 2020 et 2021. Le Conseil fédéral assure que la moitié des coûts
sera assumée par des tiers, ce qui permettra de réduire sensiblement le montant que la
Confédération investira dans cette manifestation. Comme rappelé par le rapporteur
francophone de la Commission de la science, de l'éducation et de la culture (CSEC),
Fathi Derder (fdp/plr, VD), ce montant est bien inférieur au budget alloué au pavillon
suisse lors de la dernière exposition universelle ayant eu lieu à Milan en 2015. 
Le député Derder ainsi que la rapporteuse germanophone de la commission, Kathy
Riklin (cvp/pdc, ZH), ont rappelé les opportunités que représente une telle
manifestation pour la Suisse. D'un point de vue diplomatique, tout d'abord, la Suisse
peut se profiler en tant que fournisseur de bons offices dans cette région chamboulée
par les conflits, les guerres (notamment celle qui fait rage au Yémen et dans laquelle les
Emirats arabes unis sont impliqués) et les tensions (avec le Qatar et l'Iran). Le conseiller
fédéral Didier Burkhalter précise, par ailleurs, que l'une des thématiques abordées par
le pavillon suisse sera l'eau comme source de paix. Le Parti socialiste et les Verts voient
eux d'un mauvais oeil cette implication des Emirats arabes unis dans ces conflits et
estiment qu'il est discutable de participer à une manifestation organisée par un tel
pays. Ces tensions sont également source d'inquiétudes pour l'Union démocratique du
centre qui y voit un danger pour la sécurité de la manifestation. La députée Glauser-
Zufferey estime, de plus, que si les tensions augmentent, il y a un risque que les
sponsors se désengagent, obligeant de ce fait la Confédération à payer plus que prévu
— un point que le chef du Département fédéral des affaires étrangères a
immédiatement relativisé, précisant que divers scénarios ont été simulés et qu'en cas
d'annulation la Confédération ne payerait que ce qui aura été construit. 
Cette manifestation est, de plus selon Didier Burkhalter, aussi l'occasion de promouvoir
les valeurs qui font la Suisse, telles que les droits de l'Homme. Cet aspect est également
pointé du doigt par le PS, les Verts ainsi qu'Amnesty International qui soulèvent, tous
trois, les problèmes que connait le pays en la matière. L'organisation spécialisée dans la
défense des droits de l'Homme estime toutefois qu'un boycott serait contreproductif
et adopte la même position que les deux partis de gauche, à savoir, profiter de cette
occasion pour thématiser ces questions-là. Didier Burkhalter souligne que les Emirats
arabes unis ont récemment adopté une nouvelle loi sur la protection des travailleurs, et
cela très probablement grâce à la pression internationale. De plus, les entreprises qui
construiront le pavillon suisse seront soumises à plusieurs clauses permettant d'éviter
tout abus. 
Les deux rapporteurs de la commission compétente ont finalement insisté sur les
opportunités économiques que représente une telle manifestation. 2.5 millions de
visiteurs sont attendus sur le stand suisse (soit un dixième du total de visiteurs estimé)
ce qui représente une exposition médiatique et touristique très intéressante. De plus,
les Emirats arabes unis sont le premier partenaire économique de la Suisse au Moyen-
Orient. Les échanges entre les deux pays se sont élevés à 9 milliards de francs en 2016,
avec un balance commerciale favorable à la Suisse de 1.5 milliard. Cette exposition est
donc l'occasion de renforcer ce partenariat économique privilégié et de profiler la
Suisse comme un pays d'innovation, dans cette manifestation ayant pour thématique
principale "Connecter les esprits, construire le futur".
Avec le soutien des fractions vertes-libérales, libérales-radicales, démocrates
chrétiennes et bourgeoises démocrates, un soutien sous condition du parti socialiste
et des verts (qui veulent tous deux que la Suisse utilise cette exposition pour
promouvoir ses valeurs démocratiques et humanistes) ainsi qu'un soutien d'une partie
de l'union démocratique du centre, cette demande de crédit est largement plébiscitée
par 128 voix contre 26 et 26 – ces dernières provenant principalement des rangs de
l'UDC et du PS.
Les visiteurs profiteront donc d'un pavillon suisse aux courbes inspirées des tentes des
Bédouins et dans lequel il sera possible de faire une forme de randonnée à travers la
Suisse, avec en guise d'entrée – comme présenté dans les médias par le chef de
Présence Suisse Nicolas Bideau – les salines de Bex suivi, entre autres, de la projection
des plus beaux paysages qui constituent la Suisse. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2017
KAREL ZIEHLI
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Das Geschäft war im Ständerat völlig unbestritten: Mit 39 zu 0 Stimmen (1 Enthaltung)
schloss sich der Ständerat dem Nationalrat an und stimmte der Teilnahme der Schweiz
an der Weltausstellung Dubai 2020 und dem dafür vom Bundesrat beantragten
Verpflichtungskredit von CHF 12.75 Mio. einstimmig zu. Damit war der Antrag vom
Parlament bewilligt und das Geschäft erledigt. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2017
SAMUEL BERNET

Dans le cadre du message relatif à la participation de la Suisse à l'exposition universelle
2025 à Osaka, le Conseil fédéral a soumis au Parlement une demande de crédit de CHF
16.7 millions. Pour rappel, le thème du pavillon suisse sera «la Suisse innovante». Dans
son communiqué, le Conseil fédéral a précisé que le total des dépenses se montera à
CHF 19.4 millions, dont 1.8 seront compensés par «des prestations en nature et des
réductions de prix», ramenant le total à CHF 17.6 millions. Dans ce montant, CHF 4.4
millions proviendront de contributions de sponsoring. Celles-ci devront répondre aux
nouvelles directives du DFAE. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2022
MATHIAS BUCHWALDER

La Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des États
(CSEC-CE) approuve la demande de crédit de CHF 16.7 millions pour la participation de
la Suisse à l'exposition universelle 2025 à Osaka. Dans son communiqué de presse, la
commission fait part de sa satisfaction quant aux thèmes que le pays a prévu de mettre
en avant, à savoir la force d'innovation de la Suisse, ainsi que ses compétences dans les
secteurs de l'environnement et de l'économie. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.10.2022
MATHIAS BUCHWALDER

En présence de l'ambassadeur du Japon, les parlementaires fédéraux ont débattu de la
participation de la Suisse à l'exposition universelle d'Osaka en 2025. De manière
surprenante, de longs échanges ont eu lieu au Conseil national. Ceux-ci ont porté sur la
pertinence des expositions universelles au 21e siècle, sur les coûts financiers, mais
aussi environnementaux, qu'elles engendrent, et sur l'image que la Suisse désire y
présenter. L'arrêté concernant la participation de la Suisse a finalement été adopté par
136 voix contre 30 et 23 abstentions, conformément à la proposition de la Commission
de la science, de l'éducation et de la culture (CSEC-CN). Le passage de l'objet devant le
Conseil des États a été plus calme. Les sénateurs et sénatrices l'ont en effet accepté
par 32 voix contre 0 (1 abstention). Les discussions à la chambre basse démontrent
néanmoins que la sphère politique n'est pas prête à accorder un blanc-seing à
l'administration fédérale pour l'organisation de tels événements.

Lors des débats au Conseil national, les membres de la commission compétente ont
d'abord rappelé que trois thématiques seront mises en avant par le pavillon suisse à
Osaka. Premièrement, les sciences de la vie, la santé et l'alimentation seront
regroupées sous le mot-clé « Life ». Deuxièmement, le terme « Planet » englobera
l'environnement, la durabilité, le climat et l'énergie. Troisièmement, la robotique et
l'intelligence artificielle formeront le volet « Augmented human ». Pour permettre à la
Suisse de se présenter sous une facette innovante, des dépenses totales de CHF 19.4
millions sont prévues. Parmi celles-ci, CHF 4.4 millions doivent être couvertes par des
contributions de sponsoring, selon les nouvelles directives du DFAE en la matière. Ce
point en particulier a été critiqué par Stefania Prezioso Batou (eàg, GE), qui a déploré le
manque de transparence lors de la sélection des sponsors. Recommandant, au nom du
groupe des Vert.e.s, de s'abstenir lors du vote, elle s'est posée la question de la
légitimité d'une exposition universelle au 21e siècle. La même interrogation a agité, de
l'autre côté de l'échiquier politique, Peter Keller (udc, NW), pour qui le principe des
expositions universelles est dépassé. Selon lui, il n'est plus nécessaire de se présenter
sous son meilleur jour au reste du monde, alors que la digitalisation et l'expansion du
tourisme permettent aujourd'hui à tout un chacun de découvrir la planète. Arguant
qu'il n'y a pas de petites économies, il a notamment mis en avant la possibilité
d'épargner les millions prévus pour le pavillon, recommandant ainsi, au nom de la
fraction agrarienne, de refuser l'arrêté. Les groupes socialistes, vert'libéraux et du
Centre se sont en revanche prononcés en faveur de l'objet, en raison notamment des
relations étroites que la Suisse entretient avec le Japon, un partenaire économique
important. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2022
MATHIAS BUCHWALDER

1) Allgemeines zum Schweizer Pavillon: TA, 5.10.92; Blick, 20.8.92. Nachtragskredit: Amtl. Bull. NR, 1992, S. 2467 ff.; Amtl. Bull.
StR, 1992, S. 1087 ff. und 1256.
2) BBl, 1992, V, S. 505 ff.; Amtl. Bull. NR, 1992, S. 1765 und 1781 f.; Amtl. Bull. StR, 1992, S. 1002 f.; BBl, 1992, VI, S. 144.
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